>>> <Annika.LangeDr@senfin.berlin.de> 07.11.2013 13:40 >>>
Sehr geehrte Frau Kahl-Passoth,

am 18.09.2013 haben Sie im Gespräch mit dem Finanzsenator das Thema Betreuung von Jugendlichen über 18 Jahren angesprochen, die nach § 41 SGB VIII („Hilfe für junge Volljährige, Nachbetreuung“) unterstützt wurden und denen aufgrund des Wechsels in (Anschluss-)Leistungen des SGB XII nach der Volljährigkeit in der Praxis Kündigungen der Wohnungen und in Einzelfällen sogar Obdachlosigkeit drohen. 

Der Senator hatte sich daraufhin an den Senator für Stadtentwicklung und Umwelt, Herrn Müller, gewandt mit der Bitte, zu prüfen, inwieweit unsere landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten mehr um diese Zielgruppe bemühen und sie entweder von vornherein in ihren Wohnungsbeständen unterbringen oder ihnen in dieser Übergangsphase Wohnraum zur Verfügung stellen bzw. sie in das geschützte Marktsegment einbeziehen könnten. 

Nunmehr liegt uns die Antwort von Senator Müller vor, über die ich Sie gerne informieren möchte:

Senator Müller geht davon aus, dass die Jugendlichen dieser Bedarfsgruppe die Voraussetzungen für die vornehmliche Wohnberechtigung erfüllen, womit grundsätzlich der Zugang zu den Mietwohnungen der städtischen Unternehmen eröffnet ist.

Im Falle eines Freiwerdens einer Bestandswohnung prüfen die Unternehmen selbständig, ob der/die BewerberIn zum wohnberechtigten Personenkreis zählt. Besonders mietberechtigt sind diejenigen, die über einen WBS mit „besonderem Wohnbedarf“ verfügen, der auf Antrag von den Wohnungsämtern der Bezirke ausgestellt wird.

Senator Müller empfiehlt dringend, dass die betroffenen Jugendlichen noch VOR Vollendung Ihres 18. Lebensjahres einen solchen WBS beantragen sollen. Denn es gibt so genannte Besetzungsrechtswohnungen, die nur überdurchschnittlich Bedürftigen vorbehalten sind. Sobald abzusehen ist, dass der bisherige Wohnraum nicht weiter genutzt werden kann, wird angeraten, mindestens ½ Jahr vor Vollendung des 18. Lebensjahres einen WBS zu beantragen. 

Darüber hinaus könnten bei den Jugendlichen auch die Voraussetzungen für die Erteilung einer Marktsegment-Berechtigung gegeben sein. Dieses wird von der den Sozialämtern der Bezirke zugeordneten Fachstelle „Geschütztes Marktsegment“ beurteilt. Weitere Infos dazu finden Sie unter www.lageso.berlin.de.

Angesichts der Vielzahl der Wohnungssuchenden sieht Senator Müller derzeit keine Möglichkeit, speziell diese Bedarfsgruppe über das für andere Bedarfsgruppen geltende Maß hinaus durch eine bevorzugte Zuweisung von Wohnungen zu begünstigen. Er empfiehlt jedoch, sich mit dem Hinweis auf das Mietenbündnis einschl. Kooperationsvertrag an die städtischen Wohnungsbaugesellschaften zu wenden und benötigten Wohnraum nachzufragen. 
 

 
Herzliche Grüße

Annika Lange
